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Verordnung
zur Übertragung von Befugnissen 

nach den §§ 57 bis 59 der Landeshaushaltsordnung 
im Geschäftsbereich 

des für Schule zuständigen Ministeriums 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 30. April 2012

Auf Grund der §§ 57 Satz 2, 58 Absatz 1 Satz 2 und 59 
Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung in der Fas-
sung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 950), wird – soweit erforderlich mit Einwil-
ligung des Finanzministeriums – verordnet:

§ 1
Den nachstehend aufgeführten Behörden und Einrich-
tungen werden – soweit sie den Landeshaushalt für den 
Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeri-
ums ausführen – die Befugnisse übertragen, die nach den 
§§ 57 bis 59 LHO in Verbindung mit den Verwaltungsvor-
schriften zu den §§ 57 bis 59 LHO bis zu den dort festge-
legten Höchstgrenzen einer Einwilligung des Finanzmi-
nisteriums nicht bedürfen:

1.  den Bezirksregierungen, auch für die ihnen nachge-
ordneten Behörden und Einrichtungen im Geschäfts-
bereich des für Schule zuständigen Ministeriums des 
Landes Nordrhein-Westfalen,

2.  dem Landesamt für Besoldung und Versorgung des 
Landes Nordrhein-Westfalen, soweit für die Besol-
dungs- und Vergütungsfälle im Geschäftsbereich des 
für Schule zuständigen Ministeriums des Landes 
Nordrhein-Westfalen zuständig, 

3.  der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht, Köln.

§ 2
Den für Ausbildungsförderung zuständigen Stellen bei 
den Kreisen und kreisfreien Städten wird als Sonderre-
gelung gemäß Nummer 4 der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 58 der Landeshaushaltsordnung und Nummern 1.11, 
2.8 und 3.11 der Verwaltungsvorschriften zu § 59 der 
Landeshaushaltsordnung die Befugnis übertragen,

1.  Vergleiche gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung abzuschließen oder die 
Zustimmung zu gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungen nach dem Neunten Teil der 
Insolvenzordnung zu erteilen, soweit ein Gesamtbe-
trag von 50 000 Euro im Einzelfall nicht überschrit-
ten wird,

2.  Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Landeshaushaltsordnung

 a)  bei Beträgen bis zu 50 000 Euro mit einer Dauer 
bis zu 18 Monaten,

 b)  bei Beträgen bis zu 40 000 Euro mit einer Dauer 
bis zu 3 Jahren

 zu stunden. 

3.  Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 
Landeshaushaltsordnung

 a)  bei Beträgen bis zu 35 000 Euro befristet,

 b)  bei Beträgen bis zu 20 000 Euro unbefristet nie-
derzuschlagen 

 und

4.  Ansprüche gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 
Landeshaushaltsordnung bei Beträgen bis zu  10 000 
Euro zu erlassen.

Die Nummern 1 bis 4 gelten nicht in Fällen von grund-
sätzlicher Bedeutung.

§ 3
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 30. April 2017 außer Kraft.

(2) Die Verordnung zur Übertragung von Befugnissen 
nach den §§ 57 bis 59 der Landeshaushaltsordnung im 

Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeri-
ums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. Januar 2008 
(GV. NRW. S. 237) wird aufgehoben.

Düsseldorf, den 30. April 2012

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2012 S. 196

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 13 Absatz 1 
Landesplanungsgesetz NRW

Beteiligung bei der Aufstellung des Landesent-
wicklungsplans Nordrhein-Westfalen

– Sachlicher Teilplan Großfl ächiger Einzelhandel –
Bek. d. Staatskanzlei – 30.64.05.02

Vom 2. Mai 2012

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat am 
17. April 2012 beschlossen, zum Landesentwicklungsplan 
Nordrhein-Westfalen einen Sachlichen Teilplan Großfl ä-
chiger Einzelhandel zu erarbeiten (§ 17 Landesplanungs-
gesetz (LPlG), § 8 Raumordnungsgesetz (ROG)). Inhalt 
sind landesplanerische Regelungen zur Steuerung des 
großfl ächigen Einzelhandels. Räumlich umfasst der sach-
liche Teilplan Großfl ächiger Einzelhandel die gesamte 
Landesfl äche Nordrhein-Westfalens.

Die Umsetzung des sachlichen Teilplans Großfl ächiger 
Einzelhandel hat Auswirkungen auf die Umwelt. Für den 
sachlichen Teilplan wird daher eine Umweltprüfung 
durchgeführt. Im Rahmen dieser Umweltprüfung ist ein 
Umweltbericht zum Entwurf des sachlichen Teilplans 
erstellt worden (§ 12 Absatz 4 LPlG, § 9 ROG).

Die Öffentlichkeit und die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen werden bei der Aufstellung des sach-
lichen Teilplans Großfl ächiger Einzelhandel beteiligt. 
Während der öffentlichen Auslegung des sachlichen Teil-
plans Großfl ächiger Einzelhandel 

vom 4. Juni bis zum 4. Oktober 2012

können Bürgerinnen und Bürger und öffentliche Stellen 
zum Entwurf des sachlichen Teilplans Großfl ächiger Ein-
zelhandel, zur Planbegründung und zum Umweltbericht 
Stellung nehmen (§ 13 LPlG, § 10 ROG).

Der Entwurf des sachlichen Teilplans Großfl ächiger Ein-
zelhandel, die Planbegründung und der Umweltbericht 
liegen Montag bis Freitag während der normalen Dienst-
zeiten zur Einsichtnahme aus bei

1.  der Landesplanungsbehörde in der Staatskanzlei des 
Landes Nordhrein-Westfalen, Dienstgebäude Fürsten-
wall 25 in 40219 Düsseldorf 

und

2. den Regionalplanungsbehörden:

 a)  Bezirksregierung Arnsberg, Seibertzstr. 2 
in 59821 Arnsberg;

 b)  Bezirksregierung Detmold, Leopoldstr. 15 
in 32756 Detmold;

 c)  Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2 
in 40474 Düsseldorf;

 d)  Bezirksregierung Köln, Zeughausstr. 2-10 
in 50667 Köln;

 e)  Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3 
in 48143 Münster;

 f)  Regionalverband Ruhr, Kronprinzenstr. 35 
in 45128 Essen.

Die Unterlagen sind abrufbar auf der Internetseite der 
Staatskanzlei des Landes Nordhrein-Westfalen (www.
nrw.de/landesplanung/einzelhandel).

Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen zum 
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sachlichen Teilplan Großfl ächiger Einzelhandel sind bis 
zum Ende der öffentlichen Auslegung vorzugsweise per 
E-Mail (landesplanung@stk.nrw.de), per Post, elektro-
nisch über „Beteiligung-Online“ oder zur Niederschrift 
zu richten an die Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen, 
Landesplanungsbehörde, Fürstenwall 25 in 40219 Düs-
seldorf.

Auch bei den anderen oben aufgeführten Behörden kön-
nen Stellungnahmen abgegeben werden.

Anregungen können nur berücksichtigt werden, wenn sie 
den Vor- und Nachnamen sowie die Anschrift des Verfas-
sers in lesbarer Form enthalten. Stellungnahmen sollten 
zudem bei Änderungs- oder Ergänzungsvorschlägen 
möglichst konkrete Formulierungen enthalten und die 
entsprechende Stelle (Seite, Absatz, Zeile) angeben.

Eine Benachrichtigung über den Eingang der Stellung-
nahmen erfolgt nicht. Eventuelle Kosten, die bei der Ein-
sichtnahme in die Unterlagen und/oder bei der Geltend-
machung von Anregungen entstehen, werden nicht 
erstattet werden.

Nach Ablauf der Beteiligungsfrist werden die eingegan-
genen Stellungnahmen von der Landesregierung ausge-
wertet und die Anregungen und Hinweise untereinander 
abgewogen. Danach wird der vorliegende Entwurf des 
sachlichen Teilplans großfl ächiger Einzelhandel überar-
beitet. Im Anschluss leitet die Landesregierung den Pla-
nentwurf dem Landtag mit einem Bericht über das Auf-
stellungsverfahren zu (§ 17 LPlG).

Gemäß § 11 Absatz 3 ROG wird dem Entwurf des sachli-
chen Teilplans Großfl ächiger Einzelhandel eine zusam-
menfassende Erklärung beigefügt, aus der hervorgeht, 
wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Aufstellungs-
verfahren berücksichtigt wurden und aus welchen Grün-
den der Plan nach Abwägung mit den geprüften in 
Betracht kommenden anderweitigen Planungsalternati-
ven gewählt wurde, sowie über die im Rahmen der Über-
wachung der Auswirkungen auf die Umwelt durchzufüh-
renden Maßnahmen.

Der Landesentwicklungsplan – Sachlicher Teilplan 
Großfl ächiger Einzelhandel wird als Rechtsverordnung 
aufgestellt. Der Sachliche Teilplan wird mit der Verkün-
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen rechtswirksam. Mit der Verabschie-
dung des sachlichen Teilplans ist voraussichtlich Ende 
2012 bzw. Anfang 2013 zu rechnen.

Düsseldorf, den 2. Mai 2012

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2012 S. 196

221
Fünfte Verordnung 

zur Änderung der Vergabeverordnung NRW
Vom 4. Mai 2012

Auf Grund von § 6 Absatz 1 und 2 des Hochschulzulas-
sungsgesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 710), 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. März 2011 
(GV. NRW. S. 165), in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Ratifi zierung des Staatsvertrages über die 
Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hoch-
schulzulassung vom 5. Juni 2008 vom 18. November 2008 
(GV. NRW. S. 710) wird verordnet:

Artikel 1
Die Vergabeverordnung NRW vom 15. Mai 2008 (GV. 
NRW. S. 386), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
19. Mai 2011(GV. NRW. S. 275), wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 27 wie 
folgt gefasst:

  „§ 27 Serviceverfahren der Stiftung für Hochschulzu-
lassung“.

2.  In § 3 wird folgender Absatz 8 angefügt:

  „Fällt das Ende einer Ausschlussfrist auf einen Sonn-
tag, gesetzlichen Feiertag oder Samstag, so endet die 
Frist mit dem Ablauf des entsprechenden Tages und 
verlängert sich nicht bis zu Ablauf des nächstfolgen-
den Werktages.“

3.  In § 11 Absatz 1 Buchstabe b werden nach den Anga-
ben „Abs. 1“ und „Abs. 2“ jeweils die Angabe 
„Satz 1“ eingefügt.

4.  § 19 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  a)  Nach dem Buchstaben a werden folgende Buchsta-
ben eingefügt:

  „b)  einen freiwilligen Wehrdienst nach dem Wehr-
pfl ichtgesetz geleistet haben,

   c)  einen Bundesfreiwilligendienst nach dem 
Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst 
geleistet haben,“.

  b)  Die Buchstaben b bis d werden Buchstaben d bis f.

5.  In § 21 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 werden nach dem 
Wort „Kindern“ die Wörter „oder der Lebenspartner 
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz“ eingefügt.

6.  § 23 wird wie folgt geändert:

  a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „sowie Abs. 7“ 
durch ein Komma und die Wörter „Abs. 7 
sowie Abs. 8“ ersetzt.

  bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:

    „Über die in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 
Satz 1 genannten Quoten sind von den festge-
setzten Studienplätzen jeweils vorweg 2 vom 
Hundert abzuziehen für Bewerberinnen und 
Bewerber, die zum Zeitpunkt des Vorlesungsbe-
ginns noch minderjährig sein werden und deren 
Hauptwohnung bei den Eltern in den dem Stu-
dienort zugeordneten Kreisen oder kreisfreien 
Städten ist; § 6 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Plätze der Quote nach Satz 2 werden nach 
dem Grad der Qualifi kation vergeben.“

  cc)  In dem neuen Satz 4 wird nach dem Wort 
„Studienplätze“ die Wörter „der in Satz 2 
und“ eingefügt.

  dd)  In dem neuen Satz 6 werden nach dem Wort 
„Quoten“ die Wörter „nach Satz 2 und“ einge-
fügt.

  ee)  Nach Nummer 6 des neuen Satzes 7 wird fol-
gende Nummer 7 eingefügt:

   „Auswahl innerhalb der Quote nach Satz 2,“.

  ff)  Nummer 7 des neuen Satzes 6 wird Nummer 8“.

  b)  In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „sieben“ durch 
das Wort „elf“ ersetzt.

  c)  Dem Absatz 7 wird folgender Satz 2 angefügt:

   „Sofern die Bewerberinnen und Bewerber ihre 
Anträge elektronisch gestellt haben oder im Rah-
men der Antragstellung Daten elektronisch über-
mitteln, können ihnen Bescheide elektronisch 
übermittelt werden; darauf sollen die Bewerberin-
nen und Bewerber vor der elektronischen Antrag-
stellung oder der elektronischen Übermittlung von 
Daten hingewiesen werden.“

  d)  Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 ein-
gefügt:

   „(8) Die Hochschule kann durch Satzung bestim-
men, dass die Bewerberinnen und Bewerber nach 
dem Hauptverfahren oder nach einem Nachrück-
verfahren bis zum Ablauf einer von der Hoch-
schule jeweils zu bestimmenden Frist Erklärungen 
abgeben, ob sie einen Studienplatz annehmen oder 
ob sie an den Nachrückverfahren beteiligt werden 
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wollen; die Bestimmungen in Abs. 7 zur elektroni-
schen Antragstellung und zur elektronischen 
Übermittlung von Bescheiden gelten entsprechend. 
In den Satzungen kann bestimmt werden, dass die 
Plätze, die von den Bewerberinnen und Bewerber 
nicht angenommen werden, neu vergeben werden, 
und dass die Bewerberinnen und Bewerber vom 
weiteren Verfahren ausgeschlossen sind, sofern sie 
eine Erklärung im Sinne des Satzes 1 nicht oder 
nicht rechtzeitig abgeben.“

  e)  Absatz 8 wird Absatz 9, dem folgender Satz 3 
angefügt wird:

   „Soweit die Hochschule die Stiftung mit der 
Durchführung des Losverfahrens beauftragt, gilt 
§ 27 Abs. 9 und Abs. 12 Satz 2.“

7.  Nach § 26 wird folgender § 27 eingefügt:

 „§ 27
 Serviceverfahren 
 der Stiftung für Hochschulzulassung

  (1) Bei der Vergabe von Studienplätzen kann sich die 
Hochschule gegen Erstattung der entstehenden Kos-
ten der von der Stiftung angebotenen Dienstleistun-
gen nach § 3 Abs. 2 Hochschulzulassungsgesetz bedie-
nen. Die Hochschule kann insbesondere an dem 
Verfahren der Stiftung zum Abgleich von Mehrfach-
zulassungsmöglichkeiten (Dialogorientiertes Service-
verfahren) teilnehmen sowie die Stiftung damit 
beauftragen, im Namen der Hochschule Zulassungs-
anträge entgegenzunehmen und zu prüfen sowie 
Zulassungs- und Ablehnungsbescheide zu erstellen 
und zu versenden. Die Hochschule und die Stiftung 
übermitteln sich gegenseitig die für das Dialogorien-
tierte Serviceverfahren erforderlichen personenbezo-
genen Daten der Bewerberinnen und Bewerber um 
einen Studienplatz an der Hochschule. Das Dialogori-
entierte Serviceverfahren besteht aus zwei Koordinie-
rungsphasen und der Clearingphase. Soweit die 
Hochschule am Dialogorientierten Serviceverfahren 
teilnimmt, fi nden Absätze 2 bis 12 Anwendung; im 
Übrigen gelten §§ 23 und 24.

  (2) Statusmitteilungen, Zulassungsangebote der Hoch-
schulen sowie Erklärungen der Bewerberinnen und 
Bewerber erfolgen ausschließlich über das Webportal 
der Stiftung, soweit nichts anderes geregelt ist. Bei der 
elektronischen Übermittlung haben die Hochschule 
und die Stiftung unter Anwendung von Verschlüsse-
lungsmaßnahmen dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechende Maßnahmen zu treffen, die die Vertrau-
lichkeit und Unversehrtheit der Daten gewährleisten. 
Die Bewerberinnen und Bewerber werden zusätzlich 
über den Stand des Zulassungsverfahrens durch 
E-Mail-Schreiben benachrichtigt. Bewerberinnen und 
Bewerber, die glaubhaft machen, dass ihnen die Kom-
munikation über die Webportale der Hochschule und 
der Stiftung nicht möglich ist, werden durch die Hoch-
schule und die Stiftung unterstützt.

  (3) Für die Bewerbung um einen Studienplatz muss 
sich die Bewerberin oder der Bewerber über das Web-
portal der Stiftung registrieren. Für die Registrierung 
hat die Bewerberin oder der Bewerber folgende Daten 
anzugeben: Nachname, Vorname, Geburtsname, 
Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehö-
rigkeit, Postanschrift, Benutzername, Passwort und 
eine für die Dauer des Vergabeverfahrens gültige 
E-Mail-Adresse. Die Bewerberin oder der Bewerber 
erhält ein Benutzerkonto sowie Ordnungsmerkmale, 
insbesondere eine Identifi kationsnummer und eine 
Authentifi zierungsnummer, die zur Identifi zierung im 
Dialogorientierten Serviceverfahren gegenüber der 
Stiftung und der Hochschule anzugeben sind. Für jede 
Bewerberin und jeden Bewerber ist im Vergabeverfah-
ren nur eine Registrierung zulässig; im Fall mehrerer 
Registrierungen einer Bewerberin oder eines Bewer-
bers wird nur über die unter der letzten Registrierung 
eingegangenen Zulassungsanträge entschieden.

  (4) Für die Teilnahme an den beiden Koordinierungs-
phasen können bundesweit bis zu zwölf Zulassungs-
anträge gestellt werden; die Begrenzung der Anzahl 
der Studiengänge gemäß § 23 Abs. 7 bleibt unberührt. 

Zulassungsantrag ist die Kombination aus einem Stu-
diengang und einer Hochschule, wobei ein Studien-
gang auch aus einer Verbindung mehrerer Teilstudien-
gänge bestehen kann. Der Zulassungsantrag muss 
elektronisch über das Webportal der Hochschule oder, 
soweit die Hochschule dies zulässt, über das Webpor-
tal der Stiftung bis zum Ablauf der in § 23 Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 und § 23 Abs. 3 
Satz 2 genannten Fristen eingegangen sein (Aus-
schlussfristen); im Übrigen bleiben § 23 Abs. 2 Satz 1 
in Verbindung mit § 3 Abs. 7 Satz 2 und 3 sowie § 23 
Abs. 3 unberührt. Die Hochschule übermittelt der 
Stiftung für das Sommersemester bis zum 20. Januar 
und für das Wintersemester bis zum 20. Juli alle über 
das Webportal der Hochschule fristgerecht elektro-
nisch eingegangenen Zulassungsanträge. Für im Web-
portal der Stiftung als „inaktiv“ gekennzeichneten 
Zulassungsanträge können weder Zulassungsange-
bote noch Zulassungen ergehen. Die Bewerberin oder 
der Bewerber kann einen oder mehrere der bisher als 
„inaktiv“ gekennzeichneten Zulassungsanträge akti-
vieren, indem sie oder er bisher nicht als „inaktiv“ 
gekennzeichnete Zulassungsanträge in entsprechen-
der Anzahl für das Sommersemester bis zum 23. 
Januar und für das Wintersemester bis zum 23 Juli 
über das Webportal der Stiftung zurücknimmt (Aus-
schlussfristen). Die Bewerberin oder der Bewerber 
kann eine Präferenzenfolge der Zulassungsanträge 
für das Sommersemester bis zum 18. Februar und für 
das Wintersemester bis zum 18. August über das Web-
portal der Stiftung festlegen (Ausschlussfristen). Legt 
die Bewerberin oder der Bewerber keine Präferenzen-
folge der Zulassungsanträge fest, ergibt sich diese aus 
der zeitlichen Reihenfolge des elektronischen 
Antragseingangs nach Satz 3 Halbsatz 1; dem zeitlich 
zuerst elektronisch eingegangenen Zulassungsantrag 
kommt dabei die höchste Präferenz zu.

  (5) In der ersten Koordinierungsphase für das Som-
mersemester bis zum 15. Februar und für das Winter-
semester bis zum 15. August ausgesprochene Zulas-
sungsangebote kann die Bewerberin oder der Bewerber 
für das Sommersemester bis zum 18. Februar und für 
das Wintersemester bis zum 18. August über das Web-
portal der Stiftung annehmen (Ausschlussfristen). Wer 
ein Zulassungsangebot annimmt, erhält einen Zulas-
sungsbescheid. Mit der Annahme eines Zulassungsan-
gebots gelten die weiteren gestellten Zulassungsan-
träge als zurückgenommen und die Bewerberin oder 
der Bewerber scheidet aus diesen Vergabeverfahren 
aus. Auf diese Rechtsfolgen ist die Bewerberin oder der 
Bewerber hinzuweisen. In der ersten Koordinierungs-
phase wieder verfügbare Studienplätze werden gemäß 
den Ranglisten der Hochschule aufrückenden Bewer-
berinnen und Bewerbern angeboten.

  (6) In der zweiten Koordinierungsphase werden in 
drei Zulassungsschritten die Ranglisten der Hoch-
schulen abgeglichen und ermittelt, ob für die Bewer-
berin oder den Bewerber gemäß der nach Absatz 4 
Sätze 7 und 8 festgelegten Präferenzenfolge eine 
Zulassungsmöglichkeit besteht. Unter mehreren 
Zulassungsmöglichkeiten bleibt diejenige mit der 
jeweils höchsten Präferenz bestehen. Zulassungsan-
träge in nachrangiger Präferenz gelten als zurückge-
nommen; Absatz 5 Satz 4 gilt entsprechend.

  (7) Besteht im ersten oder zweiten Zulassungsschritt 
der zweiten Koordinierungsphase eine Zulassungs-
möglichkeit in der nach Absatz 4 Sätze 7 und 8 fest-
gelegten höchsten Präferenz, erhält die Bewerberin 
oder der Bewerber einen Zulassungsbescheid. Erhält 
eine Bewerberin oder ein Bewerber ein Zulassungs-
angebot in nachrangiger Präferenz, kann dieses 
Zulassungsangebot im ersten Zulassungsschritt für 
das Sommersemester bis zum 21. Februar und für das 
Wintersemester bis zum 21. August, im zweiten Zulas-
sungsschritt für das Sommersemester bis zum 
24. Februar und für das Wintersemester bis zum 
24. August über das Webportal der Stiftung angenom-
men werden (Ausschlussfristen). Absatz 5 Sätze 2 bis 
4 gelten entsprechend. Wird das Zulassungsangebot 
nicht angenommen, bleibt es im nächsten Zulassungs-
schritt bestehen, sofern nicht ein Zulassungsangebot 
in höherer Präferenz unterbreitet werden kann.
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  (8) Besteht im dritten Zulassungsschritt der zweiten 
Koordinierungsphase eine Zulassungsmöglichkeit, 
wird ein Zulassungsbescheid erteilt. Für alle Zulas-
sungsanträge in höherer Präferenz werden Ableh-
nungsbescheide erteilt. Erhält eine Bewerberin oder 
ein Bewerber keine Zulassung, wird für jeden Zulas-
sungsantrag ein Ablehnungsbescheid erteilt.

  (9) Nach Abschluss der zweiten Koordinierungsphase 
werden noch verfügbare Studienplätze in der Clea-
ringphase durch Los vergeben. An der Clearingphase 
können Bewerberinnen und Bewerber teilnehmen, die 
in den zwei vorangegangenen Koordinierungsphasen 
keine Zulassung erhalten haben; für bisher noch nicht 
am Dialogorientierten Serviceverfahren teilnehmende 
Bewerberinnen und Bewerber ist eine Registrierung 
gemäß Absatz 3 erforderlich. Der Zulassungsantrag 
muss für die Teilnahme an der Clearingphase für das 
Sommersemester bis zum 4. April und für das Winter-
semester bis zum 4. Oktober elektronisch über das 
Webportal der Stiftung eingegangen sein (Ausschluss-
fristen). Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 sowie Absatz 4 
Sätze 2, 7 und 8 gelten mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Festlegung der Präferenzenfolge bis 
zu den in Satz 3 jeweils genannten Fristen möglich ist 
(Ausschlussfristen). Wird eine Bewerberin oder ein 
Bewerber ausgelost, wird entsprechend der festgeleg-
ten Präferenzenfolge ermittelt, ob eine Zulassungs-
möglichkeit besteht. Besteht eine Zulassungsmöglich-
keit, erhält die Bewerberin oder der Bewerber einen 
Zulassungsbescheid. Die Bewerberinnen und Bewer-
ber werden über den Abschluss der Clearingphase 
informiert; Ablehnungsbescheide werden nicht erteilt. 
Ist die Clearingphase in einem Studiengang beendet 
und sind noch Studienplätze verfügbar oder werden 
wieder verfügbar, führt die Hochschule ein Losver-
fahren gemäß § 23 Abs. 9 in Verbindung mit § 10 
Abs. 8 durch.

  (10) Zulassungsbescheide ergehen unter der Bedin-
gung, dass die bei der Antragsstellung gemachten 
Angaben vollständig und richtig sind.

  (11) Die Bewerberin oder der Bewerber kann Zulas-
sungsangebote oder eine Zulassung wegen eines 
Dienstes im Sinne des § 23 Abs. 2 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 19 Abs. 1 über das Webportal der Stiftung 
zurückstellen lassen. Es wird jeweils ein Rückstel-
lungsbescheid erteilt, der die für den Anspruch nach 
§ 23 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 19 erforderli-
che Zulassung ersetzt. Ein Anspruch auf Einschrei-
bung im laufenden Vergabeverfahren besteht nicht; 
ein Zulassungsbescheid gilt insoweit als widerrufen. 
Durch Rückstellung wieder verfügbare Studienplätze 
werden nach dem jeweiligen Stand der Vergabever-
fahren gemäß den Absätzen 5 bis 9 vergeben.

  (12) Werden nach Abschluss der zweiten Koordinie-
rungsphase in den Vergabeverfahren zum Winterse-
mester 2012/2013 oder zum Sommersemester 2013 in 
einem Studiengang Studienplätze wieder verfügbar 
und liegen noch form- und fristgerechte Zulassungs-
anträge vor, führt die Hochschule das Nachrückver-
fahren durch. Absatz 9 Satz 2 Halbsatz 1 fi ndet in den 
Vergabeverfahren zum Wintersemester 2012/2013 
oder zum Sommersemester 2013 keine Anwendung.“

8.  In § 30 Absatz 3 wird die Zahl „2013“ durch die Zahl 
„2018“ ersetzt.

9.  Die beiden Tabellen zur Anlage 4 werden durch die 
beiden beigefügten Tabellen ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 2012/2013.

Düsseldorf, den 4. Mai 2012

Die Ministerin
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Svenja  S c h u l z e



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 16. Mai 2012200

No
rd

rh
ei

n-
W

es
tfa

le
n

Kr
ei

s-
ke

nn
-

za
hl

   
   

   
   

   
   

   
   

St
ud

ie
no

rte

Kr
ei

se
Aachen

Bielefeld

Bocholt

Bochum

Bonn

Bottrop

Detmold

Dortmund

Düsseldorf

Duisburg

Essen

Gelsenkirchen

Gummersbach

Hagen

Hamm

Heiligenhaus

Hennef

Höxter

Iserlohn

Jülich

Kamp-Lintfort

Kleve

Köln

Krefeld

Lemgo

Leverkusen

Lippstadt

Meschede

Minden

Mönchengladbach

Mülheim a.d. Ruhr

Münster

Paderborn

Recklinghausen

Rheinbach

Siegen

Soest

St. Augustin

Steinfurt

Wuppertal

05
33

4
St

äd
te

re
gi

on
 A

ac
he

n
0

22
0

13
0

11
0

70
10

0
23

0
12

0
70

90
90

11
0

11
0

11
0

16
0

90
80

25
0

13
0

0
90

11
0

60
80

24
0

70
19

0
16

0
26

0
50

90
17

0
21

0
12

0
60

13
0

17
0

70
18

0
10

0
Kr

ei
sf

re
ie

 S
tä

dt
e

05
71

1
Bi

el
ef

el
d

22
0

0
13

0
11

0
17

0
12

0
0

90
15

0
12

0
12

0
11

0
13

0
11

0
60

13
0

16
0

70
90

19
0

15
0

17
0

16
0

15
0

0
15

0
40

80
40

18
0

13
0

60
40

10
0

19
0

13
0

60
17

0
80

12
0

05
91

1
Bo

ch
um

11
0

11
0

60
0

80
20

12
0

0
40

0
0

0
50

20
50

20
80

15
0

30
90

50
80

60
50

13
0

50
80

70
14

0
70

20
60

11
0

0
90

80
60

80
80

20
05

31
4

Bo
nn

70
17

0
13

0
80

0
90

18
0

90
60

80
80

90
50

70
12

0
70

0
20

0
80

60
90

14
0

30
80

19
0

30
14

0
11

0
21

0
70

80
14

0
16

0
10

0
0

70
12

0
0

16
0

60
05

51
2

Bo
ttr

op
10

0
12

0
40

20
90

0
14

0
40

40
0

0
0

70
40

60
20

90
17

0
50

80
0

60
60

30
15

0
50

10
0

90
16

0
60

10
70

13
0

0
10

0
10

0
80

80
80

30
05

91
3

D
or

tm
un

d
12

0
90

70
0

90
40

11
0

0
50

30
30

30
50

0
30

40
80

14
0

20
10

0
60

10
0

70
60

12
0

60
60

60
13

0
80

40
50

90
0

10
0

80
50

80
70

30
05

11
1

D
üs

se
ld

or
f

70
15

0
80

40
50

40
16

0
50

0
0

0
40

50
50

90
0

60
19

0
60

50
30

80
30

30
17

0
30

12
0

10
0

19
0

30
0

10
0

15
0

50
60

90
10

0
50

11
0

30
05

11
2

D
ui

sb
ur

g
90

14
0

50
30

80
0

15
0

50
0

0
0

20
70

40
80

0
60

18
0

60
70

0
60

50
0

16
0

50
11

0
10

0
17

0
40

0
80

14
0

30
90

10
0

90
80

90
30

05
11

3
Es

se
n

10
0

12
0

60
0

80
0

14
0

30
30

0
0

0
50

30
60

0
80

17
0

50
70

0
70

50
30

15
0

50
10

0
90

16
0

50
0

70
12

0
0

80
90

80
70

90
20

05
51

3
G

el
se

ni
rc

he
n

11
0

11
0

50
0

90
0

13
0

30
40

0
0

0
60

30
50

20
80

16
0

50
80

40
70

60
40

14
0

50
90

90
15

0
60

20
60

12
0

0
10

0
10

0
70

80
70

30
05

91
4

H
ag

en
11

0
11

0
80

20
70

40
12

0
0

50
30

30
30

40
0

40
30

70
14

0
0

90
70

10
0

50
60

13
0

50
70

60
15

0
80

40
70

10
0

30
90

70
50

70
90

20
05

91
5

H
am

m
16

0
60

90
50

12
0

60
80

30
90

60
60

60
70

40
0

70
11

0
11

0
30

13
0

90
12

0
10

0
90

80
90

0
50

10
0

12
0

70
30

60
40

13
0

90
0

11
0

60
60

05
91

6
H

er
ne

12
0

11
0

60
0

90
20

12
0

20
50

20
20

0
60

20
40

30
90

15
0

40
90

50
80

70
50

13
0

60
80

80
14

0
70

30
50

11
0

0
10

0
90

60
90

70
30

05
31

5
Kö

ln
60

16
0

90
60

30
60

17
0

70
30

50
50

60
50

50
10

0
0

0
19

0
70

40
70

11
0

0
50

18
0

0
13

0
10

0
20

0
50

50
12

0
15

0
70

0
80

11
0

0
14

0
40

05
11

4
Kr

ef
el

d
80

15
0

50
50

80
30

17
0

60
30

0
0

40
80

60
10

0
30

80
20

0
80

50
0

60
50

0
18

0
40

13
0

12
0

19
0

30
30

10
0

15
0

50
80

11
0

11
0

80
10

0
40

05
31

6
Le

ve
rk

us
en

70
15

0
90

50
40

50
16

0
60

20
40

40
50

40
50

90
0

40
18

0
60

50
60

10
0

0
50

17
0

0
12

0
10

0
19

0
50

40
11

0
14

0
60

40
70

10
0

30
13

0
30

05
11

6
M

ön
ch

en
gl

ad
ba

ch
50

18
0

80
70

70
60

19
0

80
30

40
40

60
80

80
11

0
40

70
22

0
90

30
40

70
50

30
20

0
40

14
0

13
0

21
0

0
40

12
0

18
0

80
70

12
0

13
0

70
13

0
60

05
11

7
M

ül
he

im
 a

.d
. R

uh
r

90
13

0
50

30
80

10
15

0
40

0
0

0
20

60
40

70
0

80
18

0
60

70
20

70
50

20
16

0
40

10
0

10
0

17
0

40
0

80
13

0
30

90
10

0
90

70
90

30
05

51
5

M
ün

st
er

17
0

60
70

60
14

0
70

80
50

10
0

70
70

60
10

0
70

30
80

13
0

12
0

60
15

0
90

10
0

12
0

10
0

90
11

0
60

80
90

12
0

80
0

80
50

15
0

12
0

50
14

0
0

80
05

11
9

O
be

rh
au

se
n

90
13

0
50

30
80

0
15

0
40

30
0

0
20

70
40

70
20

80
18

0
60

70
0

60
60

20
15

0
50

11
0

10
0

17
0

50
0

80
13

0
30

90
10

0
90

80
80

30
05

12
0

R
em

sc
he

id
90

13
0

80
30

50
40

14
0

30
30

30
30

40
0

20
70

20
50

16
0

40
70

60
10

0
30

50
15

0
20

10
0

70
17

0
60

30
90

12
0

40
70

70
70

50
11

0
0

05
12

2
So

lin
ge

n
80

14
0

80
30

50
40

15
0

40
20

20
20

40
40

30
80

0
50

17
0

50
60

50
90

30
40

16
0

20
10

0
90

18
0

50
30

90
13

0
50

60
70

80
50

11
0

0
05

12
4

W
up

pe
rta

l
10

0
12

0
70

20
60

30
14

0
30

30
20

20
30

0
20

70
0

50
16

0
40

70
50

90
40

40
15

0
30

10
0

80
16

0
60

30
80

12
0

40
70

70
70

60
10

0
0

Kr
ei

se
05

55
4

Bo
rk

en
13

0
12

0
0

50
12

0
40

14
0

60
70

50
50

40
10

0
70

70
60

12
0

17
0

80
11

0
0

0
10

0
60

14
0

90
10

0
11

0
15

0
80

50
50

13
0

0
13

0
13

0
90

12
0

0
70

05
55

8
C

oe
sf

el
d

15
0

90
0

50
13

0
50

12
0

50
90

60
60

50
10

0
70

0
70

13
0

15
0

70
13

0
70

70
11

0
80

12
0

10
0

90
10

0
13

0
10

0
60

0
11

0
0

15
0

13
0

80
13

0
0

70
05

35
8

D
ür

en
30

20
0

12
0

90
40

90
21

0
10

0
50

70
70

90
80

90
13

0
70

60
23

0
11

0
0

80
11

0
40

60
22

0
40

16
0

14
0

24
0

40
80

15
0

19
0

10
0

30
11

0
14

0
50

16
0

70
05

95
4

En
ne

pe
-R

uh
r-K

re
is

10
0

12
0

80
0

70
40

13
0

0
30

0
0

30
0

0
60

0
60

15
0

0
80

60
10

0
40

50
14

0
40

90
70

16
0

70
30

80
11

0
40

80
70

60
60

10
0

0
05

36
2

Er
ftk

re
is

40
18

0
10

0
70

40
70

19
0

80
30

50
50

70
70

70
12

0
50

0
21

0
90

0
60

10
0

0
50

20
0

30
14

0
12

0
22

0
30

60
13

0
17

0
80

0
90

12
0

0
14

0
50

05
36

6
Eu

sk
irc

he
n

50
19

0
13

0
10

0
20

10
0

20
0

10
0

60
90

90
10

0
70

90
13

0
80

0
22

0
10

0
0

10
0

13
0

40
80

21
0

40
16

0
13

0
23

0
60

90
16

0
18

0
11

0
0

90
14

0
0

17
0

80
05

75
4

G
üt

er
sl

oh
20

0
0

12
0

90
16

0
11

0
0

80
13

0
11

0
11

0
10

0
11

0
90

50
12

0
15

0
70

80
18

0
13

0
16

0
15

0
14

0
0

14
0

0
60

60
16

0
12

0
50

0
80

17
0

12
0

0
14

0
80

11
0

05
37

0
H

ei
ns

be
rg

30
20

0
90

90
80

80
21

0
11

0
60

60
60

80
10

0
10

0
14

0
70

90
24

0
11

0
0

60
80

60
50

22
0

60
17

0
15

0
24

0
0

70
14

0
20

0
10

0
70

13
0

15
0

80
15

0
80

05
75

8
H

er
fo

rd
23

0
0

14
0

12
0

19
0

14
0

0
11

0
16

0
14

0
14

0
13

0
14

0
12

0
80

15
0

18
0

60
11

0
21

0
16

0
18

0
17

0
17

0
0

17
0

50
90

0
19

0
14

0
70

50
11

0
20

0
15

0
70

18
0

90
14

0
05

95
8

H
oc

hs
au

er
la

nd
kr

ei
s

16
0

80
12

0
70

11
0

10
0

80
60

10
0

90
90

90
60

60
50

90
90

0
0

14
0

12
0

16
0

10
0

12
0

90
10

0
0

0
11

0
13

0
10

0
80

0
80

12
0

0
0

10
0

11
0

80
05

76
2

H
öx

te
r

25
0

70
19

0
15

0
20

0
17

0
0

14
0

19
0

17
0

17
0

16
0

15
0

14
0

11
0

17
0

18
0

0
13

0
23

0
20

0
22

0
19

0
20

0
0

19
0

70
0

60
22

0
18

0
12

0
0

15
0

21
0

14
0

90
19

0
15

0
16

0
05

15
4

Kl
ev

e
12

0
16

0
0

80
13

0
60

19
0

90
80

60
60

70
13

0
10

0
12

0
80

14
0

22
0

12
0

10
0

0
0

11
0

60
19

0
10

0
15

0
15

0
20

0
70

70
10

0
18

0
70

14
0

16
0

14
0

13
0

90
90

05
76

6
Li

pp
e

23
0

0
15

0
12

0
18

0
14

0
0

11
0

16
0

14
0

14
0

13
0

13
0

12
0

80
15

0
17

0
0

10
0

21
0

17
0

19
0

17
0

17
0

0
16

0
50

80
0

19
0

15
0

80
0

12
0

19
0

13
0

70
18

0
11

0
14

0
05

96
2

M
är

ki
sc

he
r K

re
is

12
0

11
0

10
0

40
70

60
12

0
30

60
50

50
50

0
0

50
50

50
14

0
0

90
80

12
0

60
70

13
0

50
0

0
15

0
90

60
80

90
50

80
50

0
60

11
0

30
05

15
8

M
et

tm
an

n
80

14
0

70
30

60
30

15
0

40
0

0
0

30
50

30
80

0
60

18
0

50
60

40
80

0
30

16
0

0
11

0
90

18
0

40
0

90
13

0
40

70
80

90
60

10
0

0
05

77
0

M
in

de
n 

Lü
bb

ec
ke

26
0

40
16

0
14

0
21

0
16

0
0

13
0

19
0

16
0

16
0

15
0

17
0

15
0

10
0

17
0

20
0

60
13

0
23

0
18

0
20

0
20

0
19

0
0

19
0

80
11

0
0

21
0

17
0

90
60

14
0

23
0

17
0

10
0

21
0

11
0

16
0

05
16

2
N

eu
ss

60
16

0
70

50
60

50
17

0
60

0
0

0
50

60
50

11
0

40
60

20
0

70
0

50
80

0
0

18
0

30
14

0
11

0
20

0
0

40
11

0
15

0
60

60
10

0
11

0
60

12
0

40
05

37
4

O
be

rb
er

g.
 K

re
is

11
0

13
0

11
0

50
50

70
13

0
50

50
50

50
60

0
40

70
50

0
15

0
0

90
90

13
0

50
80

14
0

40
90

60
17

0
80

60
10

0
11

0
70

0
40

70
0

12
0

0
05

96
6

O
lp

e
13

0
12

0
12

0
60

60
80

12
0

60
70

70
70

80
0

50
70

70
50

13
0

0
11

0
10

0
15

0
60

10
0

13
0

60
80

0
16

0
10

0
80

10
0

10
0

80
80

0
60

60
13

0
50

05
77

4
Pa

de
rb

or
n

21
0

40
15

0
11

0
16

0
13

0
0

90
15

0
12

0
12

0
12

0
11

0
10

0
60

13
0

15
0

0
80

19
0

15
0

18
0

15
0

15
0

0
14

0
0

0
60

18
0

13
0

80
0

11
0

17
0

11
0

0
15

0
11

0
12

0
05

56
2

R
ec

kl
in

gh
au

se
n

12
0

10
0

0
0

10
0

0
12

0
0

50
0

0
0

70
30

50
30

90
15

0
40

10
0

0
70

70
50

13
0

60
80

80
14

0
80

30
50

11
0

0
11

0
10

0
60

90
60

40
05

37
8

R
he

in
. B

er
g.

 K
re

is
80

15
0

10
0

50
30

60
16

0
60

30
50

50
60

0
50

90
40

0
18

0
60

50
70

11
0

0
60

17
0

0
11

0
90

19
0

60
50

11
0

14
0

70
0

60
90

0
13

0
30

05
38

2
R

he
in

-S
ie

g-
Kr

ei
s

80
16

0
13

0
80

0
80

17
0

80
50

70
70

80
0

60
11

0
60

0
19

0
70

60
90

13
0

0
80

18
0

30
13

0
10

0
20

0
70

70
13

0
15

0
90

0
50

11
0

0
15

0
50

05
97

0
Si

eg
en

-W
itt

ge
nt

ei
n

13
0

13
0

14
0

80
70

11
0

13
0

80
90

90
90

10
0

40
70

90
90

50
14

0
60

12
0

12
0

17
0

80
11

0
14

0
70

90
0

17
0

12
0

10
0

12
0

11
0

10
0

80
0

80
60

15
0

70
05

97
4

So
es

t
17

0
60

11
0

60
12

0
80

70
50

10
0

80
80

70
70

50
0

80
11

0
90

0
14

0
11

0
14

0
11

0
11

0
80

10
0

0
0

10
0

13
0

90
50

0
60

13
0

80
0

11
0

80
70

05
56

6
St

ei
nf

ur
t

18
0

80
0

80
16

0
80

11
0

70
11

0
90

90
70

12
0

90
60

10
0

15
0

15
0

90
15

0
90

90
14

0
10

0
11

0
13

0
90

11
0

11
0

13
0

90
0

11
0

60
17

0
15

0
80

16
0

0
10

0
05

97
8

U
nn

a
14

0
80

80
30

10
0

50
90

0
70

50
50

40
50

0
0

50
90

12
0

0
12

0
80

11
0

80
80

10
0

70
0

50
12

0
10

0
60

50
80

0
11

0
80

0
90

70
50

05
16

6
Vi

er
se

n
60

17
0

70
60

80
50

18
0

80
30

30
30

60
80

70
11

0
40

80
21

0
90

40
0

0
50

0
19

0
50

50
13

0
21

0
0

40
11

0
17

0
70

80
12

0
12

0
80

12
0

50
05

57
0

W
ar

en
do

rf
19

0
40

10
0

70
15

0
90

60
60

12
0

90
90

80
11

0
80

0
10

0
14

0
10

0
70

16
0

11
0

13
0

13
0

12
0

60
12

0
0

70
70

14
0

10
0

0
60

70
16

0
12

0
0

14
0

0
90

05
17

0
W

es
el

11
0

14
0

0
50

11
0

0
16

0
60

50
0

0
40

90
70

80
40

11
0

19
0

80
90

0
0

80
0

16
0

70
12

0
12

0
17

0
60

30
80

15
0

0
12

0
13

0
10

0
11

0
70

60



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 16. Mai 2012 201

No
rd

rh
ei

n-
W

es
tfa

le
n

Kr
ei

s-
ke

nn
-

za
hl

   
   

   
   

   
   

   
   

St
ud

ie
no

rte

Kr
ei

se

Aachen

Bielefeld

Bocholt

Bochum

Bonn

Bottrop

Detmold

Dortmund

Düsseldorf

Duisburg

Essen

Gelsenkirchen

Gummersbach

Hagen

Hamm

Heiligenhaus

Hennef

Höxter

Iserlohn

Jülich

Kamp-Lintfort

Kleve

Köln

Krefeld

Lemgo

Leverkusen

Lippstadt

Meschede

Minden

Mönchengladbach

Mülheim a.d. Ruhr

Münster

Paderborn

Recklinghausen

Rheinbach

Siegen

Soest

St. Augustin

Steinfurt

Wuppertal

An
gr

en
ze

nd
e 

Kr
ei

se
He

ss
en

La
nd

kr
ei

se
06

63
3

Ka
ss

el
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
06

53
2

La
hn

-D
ill-

Kr
ei

s
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
06

53
4

M
ar

bu
rg

-B
ie

de
nk

op
f

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

06
63

5
W

al
de

ck
-F

ra
nk

en
bg

.
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
Ni

ed
er

sa
ch

se
n

Kr
ei

sf
re

ie
 S

ta
dt

03
40

4
O

sn
ab

rü
ck

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

La
nd

kr
ei

se
03

25
1

D
ie

ph
ol

z
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
03

45
4

Em
sl

an
d

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

03
45

6
G

ra
fs

ch
af

t B
en

th
ei

m
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
03

25
2

H
am

el
n-

Py
rm

on
t

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

03
25

5
H

ol
zm

in
de

n
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
03

25
6

N
ie

nb
ur

g
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
03

15
5

N
or

th
ei

m
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
03

45
9

O
sn

ab
rü

ck
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
03

25
7

Sc
ha

um
bu

rg
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
Rh

ei
nl

an
d-

Pf
al

z
La

nd
kr

ei
se

07
13

1
Ah

rw
ei

le
r

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

0
 -

 -
0

 -
 -

07
13

2
Al

te
nk

irc
he

n
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

0
 -

0
 -

 -
07

13
8

N
eu

w
ie

d
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

0
 -

 -
07

14
3

W
es

te
rw

al
dk

re
is

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

An
gr

en
ze

nd
e 

Ve
rw

al
tu

ng
se

in
he

ite
n

ei
ne

s 
an

de
re

n 
St

aa
te

s 
de

r E
G

Be
lg

ie
n

Kr
ei

s
99

10
1

Ve
rv

ie
rs

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

Ni
ed

er
la

nd
e

G
eb

ie
te

99
19

1
sü

dl
ic

he
r T

ei
l d

er
 

Pr
ov

in
z 

Li
m

bu
rg

 1
)

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

99
19

2
R

au
m

 R
oe

rm
on

d 
2)

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

99
19

3
ös

tli
ch

er
 T

ei
l d

er
Pr

ov
in

z 
G

el
de

rla
nd

 3
)

 -
 -

0
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
0

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

 -
 -

1)
U

nt
er

 d
er

 K
re

is
ke

nn
zi

ffe
r  

99
19

1 
 "s

üd
lic

he
r T

ei
l d

er
 P

ro
vi

nz
 L

im
bu

rg
" s

in
d 

fo
lg

en
de

 G
em

ei
nd

en
 e

rfa
ßt

: B
ee

k,
 B

or
n,

 B
ru

ns
su

m
, E

ijs
de

n,
 G

el
ee

n,
 G

ul
pe

n,
 H

ee
rle

n,
 K

er
kr

ad
e,

La
nd

gr
aa

f, 
M

aa
st

ric
ht

, M
ar

gr
at

en
, M

ee
rs

se
n,

 N
ut

h,
 O

nd
er

ba
nk

en
, S

ch
in

ne
n,

 S
im

pe
lv

el
d,

 S
itt

ar
d,

 S
te

in
, S

us
te

re
n,

 V
aa

ls
, V

al
ke

nb
ur

g 
a/

d 
G

eu
l, 

Vo
er

en
da

al
 u

nd
 W

itt
em

.

2)
U

nt
er

 d
er

 K
re

is
ke

nn
zi

ffe
r  

99
19

2 
 " 

R
au

m
 R

oe
rm

on
d"

 s
in

d 
fo

lg
en

de
 G

em
ei

nd
en

 e
rfa

ßt
: B

ae
xe

m
, B

ee
gd

en
, B

ee
se

l, 
Be

lfe
ld

, E
ch

t, 
G

ra
th

em
, H

ae
le

n,
 H

ee
l e

n 
Pa

nh
ee

l, 
H

er
te

n,
 H

ey
th

uy
se

n,
 

H
or

n,
 H

un
se

l, 
Ke

ss
el

, L
in

ne
, M

aa
sb

ra
ch

t, 
M

el
ic

k 
en

 H
er

ke
nb

os
ch

, M
on

tfo
rt,

 N
ee

r, 
O

he
 e

n 
La

ak
, P

os
te

rh
ol

t, 
R

oe
rm

on
d,

 R
og

ge
l, 

St
ev

en
sw

ee
rt,

 S
t. 

O
dl

in
be

rg
, S

w
al

m
en

, T
ho

rn
, V

lo
dr

op
 u

nd
 W

es
se

m
.

3)
U

nt
er

 d
er

 K
re

is
ke

nn
zi

ffe
r  

99
19

3 
 "ö

st
lic

he
r T

ei
l d

er
 P

ro
vi

nz
 G

el
de

rla
nd

" s
in

d 
fo

lg
en

de
 G

em
ei

nd
en

 e
rfa

ßt
: A

al
te

n,
 B

er
gh

, B
or

cu
lo

, D
id

am
, D

in
xp

er
lo

, D
oe

sb
ur

g,
 D

oe
tin

ch
en

, E
ib

er
ge

n,
 

G
en

dr
in

ge
n,

 G
or

ss
el

, G
ro

en
lo

, H
en

ge
lo

, H
um

m
el

o 
en

 K
ep

pe
l, 

Li
ch

te
nv

oo
rd

e,
 L

oc
he

m
, N

ee
de

, R
uu

rlo
, S

te
en

de
re

n,
 V

or
de

n,
 W

ar
ns

ve
ld

, W
eh

l, 
W

in
te

rs
w

ijk
, W

is
ch

, Z
el

he
m

 u
nd

 Z
ut

ph
en

.

– GV. NRW. 2012 S. 197



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 16. Mai 2012202

20320
Verordnung

über Dienstwohnungen für die Beamtinnen und 
Beamten und die Richterinnen und Richter des 

Landes Nordrhein-Westfalen sowie
die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden 

und Gemeindeverbände
 (Dienstwohnungsverordnung – DWVO)

Vom 3. Mai 2012

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbesoldungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (GV. NRW. S. 338), verord-
net das Finanzministerium im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Inneres und Kommunales für die Beam-
tinnen und Beamten und die Richterinnen und Richter 
des Landes und das Ministerium für Inneres und Kom-
munales im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände:

Teil 1
Allgemeines

§ 1
Dienstwohnungen

(1) Dienstwohnungen sind Wohnungen oder einzelne 
Wohnräume, die Beamtinnen und Beamten des Landes 
und der Gemeinden und Gemeindeverbände als Inhabe-
rinnen oder Inhabern bestimmter Dienstposten widerruf-
lich unter ausdrücklicher Bezeichnung als Dienstwoh-
nung ohne Abschluss eines Mietvertrages aus 
dienstlichen Gründen nach Maßgabe dieser Verordnung 
zugewiesen werden.

(2) Dienstwohnungen dürfen nicht unentgeltlich über-
lassen werden.

(3) Ein Anspruch auf eine Dienstwohnung oder auf 
deren dauerhafte Überlassung besteht nicht.

(4) Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften 
dieser Verordnung führt die oberste Dienstbehörde oder 
eine von ihr bestimmte nachgeordnete Behörde (aufsicht-
führende Behörde).

(5) Die aufsichtführende Behörde bestimmt die Dienst-
stelle, der die Hausverwaltung der Dienstwohnung 
obliegt (hausverwaltende Dienststelle).

Teil 2
Dienstwohnungsverhältnis

§ 2
Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses

Das Dienstwohnungsverhältnis beginnt mit dem in der 
Zuweisung geregelten Zeitpunkt.

§ 3
Nutzung der Dienstwohnung

Die Dienstwohnungsinhaberin oder der Dienstwoh-
nungsinhaber ist verpfl ichtet, die Dienstwohnung nebst 
Zubehör schonend und pfl eglich zu behandeln und sie 
nur zu Wohnzwecken zu nutzen. Ein zur Dienstwohnung 
gehörender Garten oder sonstige zusätzlich zugewiesene 
Flächen, sind von der Dienstwohnungsinhaberin oder 
dem Dienstwohnungsinhaber in einem ordnungsgemäßen 
Zustand zu erhalten.

§ 4
Örtlicher Mietwert

(1) Für jede Dienstwohnung ist der ortsübliche Mietwert 
(je qm) in der Gemeinde oder einer vergleichbaren 
Gemeinde für nicht preisgebundenen Wohnraum ver-
gleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und 
Lage zu ermitteln.

(2) Zuständig für die Ermittlung des örtlichen Mietwer-
tes sind für Dienstwohnungen des Landes die Oberfi -

nanzdirektionen und für Dienstwohnungen der Gemein-
den und Gemeindeverbände die nach dem kommunalen 
Verfassungsrecht zuständigen Stellen.

(3) Der örtliche Mietwert ist entsprechend höher oder 
niedriger festzusetzen, wenn die bauliche Ausstattung 
oder Einrichtung der Dienstwohnung von den Vergleichs-
wohnungen abweicht.

(4) Trägt der Dienstherr die Kosten der Schönheitsrepa-
raturen und Kleinreparaturen, ist der Mietwert angemes-
sen zu erhöhen.

(5) Bei der Festsetzung des örtlichen Mietwertes sind 
auch Nebenabgaben und Nebenleistungen zu berück-
sichtigen, die nach Bundes- oder Landesrecht, Ortssat-
zung, Ortsgebrauch oder Herkommen bei einem privat-
rechtlichen Mietverhältnis vom Mieter zu tragen sind. 
Eine auf den Quadratmeter Wohnfl äche bezogene pau-
schalierte Umlage ist zulässig.

(6) Die örtlichen Mietwerte sind beim Wechsel der 
Dienstwohnungsinhaberin oder des Dienstwohnungsin-
habers, bei Eintritt von Umständen, die zu einer Ände-
rung des Mietwertes führen können (z. B. wohnwertver-
bessernde bauliche Maßnahmen), spätestens jedoch alle 
drei Jahre, zu überprüfen. Eine Erhöhung des Mietwertes 
auf Grund von Veränderungen (§ 5) ist nicht vorzuneh-
men, soweit diese auf Kosten der Dienstwohnungsinha-
berin oder des Dienstwohnungsinhabers ausgeführt wor-
den sind. Änderungen der Mietwertfestsetzungen treten 
mit dem ersten Tage des auf die Neufestsetzung folgen-
den Monats in Kraft. 

§ 5
Veränderungen der Dienstwohnungen

Veränderungen in Umfang, Anordnung, Ausstattung oder 
Einrichtung der Dienstwohnung nebst Zubehör dürfen 
nur nach Genehmigung der aufsichtführenden Behörde 
vorgenommen werden. Soll die Veränderung auf Antrag 
der Dienstwohnungsinhaberin oder des Dienstwoh-
nungsinhabers erfolgen, ist bei der Genehmigung zu ent-
scheiden, ob die Kosten der Veränderung ganz oder teil-
weise von der Dienstwohnungsinhaberin oder dem 
Dienstwohnungsinhaber zu tragen sind und ob bei der 
Rückgabe der Dienstwohnung der frühere Zustand auf 
ihre oder seine Kosten wiederherzustellen ist.

§ 6
Instandsetzungs- und ähnliche Arbeiten

Wird die Nutzung der Dienstwohnung durch Instandset-
zungsarbeiten oder bauliche Veränderungen in unzumut-
barer Weise herabgesetzt, ist die Dienstwohnungsvergü-
tung von der aufsichtführenden Behörde für diese Zeit 
entsprechend zu mindern. Dies gilt nicht bei Schönheits-
reparaturen.

§ 7
Dienstwohnungsvergütung

(1) Die Dienstwohnungsvergütung ist der Betrag, der der 
Dienstwohnungsinhaberin oder dem Dienstwohnungsin-
haber während der Dauer des Dienstwohnungsverhält-
nisses für die Überlassung der Dienstwohnung nebst 
Gärten, Nebenräumen und sonstigen Flächen auf die 
Dienstbezüge angerechnet wird. Sie ist nach dem örtli-
chen Mietwert (§ 4) festzusetzen.

(2) Neben der Dienstwohnungsvergütung sind Betriebs-
kosten (§ 9) und sonstige Entgelte (§ 11) gesondert zu 
zahlen.

(3) Zuständig für die Festsetzung der Dienstwohnungs-
vergütung, der Betriebskosten (§ 9) und der sonstigen 
Entgelte (§ 11) ist bei

1.  Bediensteten des Landes die für die Festsetzung des 
Besoldungsdienstalters zuständige Stelle,

2.  Bediensteten der Gemeinden und Gemeindeverbände 
die nach den Vorschriften des kommunalen Verfas-
sungsrechts zuständige Stelle.

(4) Vor der Entscheidung über die Höhe der Dienstwoh-
nungsvergütung bei der erstmaligen Zuweisung der Woh-
nung und in den Fällen des § 4 Absatz 6 soll die Dienst-
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wohnungsinhaberin oder der Dienstwohnungsinhaber 
gehört werden. Die Entscheidung ist ihr oder ihm schrift-
lich bekanntzugeben.

§ 8
Höchste Dienstwohnungsvergütung

(1) Die Dienstwohnungsvergütung darf den Betrag nicht 
übersteigen, der sich aus Absatz 3 ergibt (höchste Dienst-
wohnungsvergütung).

(2) Die höchste Dienstwohnungsvergütung bemisst sich 
nach den monatlichen Bruttodienstbezügen. Hierzu 
gehören das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amts- 
und Stellenzulagen sowie die Zuschüsse zum Grundge-
halt und die ständigen Leistungsbezüge bei Professorin-
nen und Professoren.

(3) Die höchste Dienstwohnungsvergütung beträgt bei 
monatlichen Bruttodienstbezügen von bis zu 2 000 Euro 
15 Prozent der maßgeblichen Bezüge. Bei monatlichen 
Bruttodienstbezügen von über 2 000 bis zu 3 000 Euro 
erhöht sich die höchste Dienstwohnungsvergütung in 
Höhe von 300 Euro um jeweils 16 Euro für jeden weite-
ren Betrag von 100 Euro der maßgeblichen Bezüge. Bei 
monatlichen Bruttodienstbezügen von über 3 000 Euro 
bis zu 4 000 Euro erhöht sich die höchste Dienstwoh-
nungsvergütung in Höhe von 460 Euro um jeweils 18 
Euro für jeden weiteren Betrag von 100 Euro der maß-
geblichen Bezüge. Überschreitet der monatliche Brutto-
dienstbezug 4 000 Euro, erhöht sich die höchste Dienst-
wohnungsvergütung in Höhe von 640 Euro um jeweils 20 
Euro für jeden weiteren Betrag von 100 Euro der maß-
geblichen Bezüge.

(4) Eine Änderung der höchsten Dienstwohnungsvergü-
tung auf Grund veränderter Bruttodienstbezüge ist mit 
Wirkung vom Ersten des auf die Besoldungsänderung 
folgenden Monats an vorzunehmen. Bei einer rückwir-
kenden Erhöhung der Bruttodienstbezüge gilt als Tag der 
Besoldungsänderung der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes, im Falle einer Beförderung der Zeitpunkt 
der Einweisung in die Planstelle.

(5) Bei einer Herabsetzung der Bruttodienstbezüge wegen 
Teilzeitarbeit, Elternzeit, Altersteilzeit oder Unterbre-
chung der Bezügezahlung sind die bei einer Vollbeschäfti-
gung zustehenden Bezüge der Berechnung der höchsten 
Dienstwohnungsvergütung zugrunde zu legen.

§ 9
Betriebskosten

(1) Neben der Dienstwohnungsvergütung sind von der 
Dienstwohnungsinhaberin oder dem Dienstwohnungsin-
haber die auf die Dienstwohnung entfallenden Betriebs-
kosten zu entrichten. Insbesondere sind die Kosten für 
Strom und Gas und die Kosten für Heizung einschl. 
Warmwasser, Wasserversorgung, Entwässerung sowie die 
Grundgebühren und sonstige Entgelte für Breitbandan-
schlüsse nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu tragen.

(2) Sind zulässige oder vorgeschriebene Messeinrichtun-
gen vorhanden, sind die Betriebskosten nach dem gemes-
senen Verbrauch aufzuteilen. Beim Vorhandensein von 
Wärmezählern oder Heizkostenverteilern sind die Heiz-
kosten zu 30 Prozent nach dem Verhältnis der Wohnfl ä-
chen und zu 70 Prozent nach dem erfassten Wärmever-
brauch der Nutzer umzulegen. Die Kosten der 
Entwässerung sind in gleicher Weise wie die Kosten der 
Wasserversorgung zu verteilen.

(3) Sind Zähler zur separaten Erfassung des Wasserver-
brauchs der Dienstwohnung nicht vorhanden, so ist der 
auf die Dienstwohnung entfallende Verbrauch zur 
Berechnung der Kosten der Wasserversorgung und der 
Entwässerung pauschal mit 3 cbm pro Monat für jede 
zum Haushalt gehörende Person anzusetzen.

(4) Ist die zentrale Warmwasserversorgungsanlage mit 
dem Betrieb einer zentralen Heizungsanlage verbunden, 
so sind die einheitlich entstandenen Kosten des Betriebs 
aufzuteilen. Die Aufteilung ist nach § 9 der Verordnung 
über Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3250) in der 
jeweils geltenden Fassung vorzunehmen; Absatz 2 gilt 
entsprechend.

(5) Trägt der Dienstherr die laufenden monatlichen 
Grundgebühren und sonstigen Entgelte für Breitbandan-
schlüsse, sind die Dienstwohnungsinhaberin oder der 
Dienstwohnungsinhaber an diesen Kosten angemessen 
zu beteiligen. Die Kosten sind zu gleichen Teilen umzule-
gen, wenn mehrere Wohnungen über eine Verteilanlage 
angeschlossen sind.

§ 10
Sammelheizung und Warmwasser aus 

dienstlichen Versorgungsleitungen

(1) Ist eine Dienstwohnung an eine Sammelheizung 
angeschlossen, die auch zur Heizung von Diensträumen 
dient und kann die gelieferte Wärme nicht durch sepa-
rate Wärmemesser festgestellt werden, ist für die im 
Abrechnungszeitraum (1. Juli bis 30. Juni) gelieferte 
Wärme ein Heizkostenbeitrag zu zahlen, dessen Höhe 
sich nach der Wohnfl äche und den für die einzelnen 
Energieträger vom Bundesminister der Finanzen nach 
Ablauf des Abrechnungszeitraumes für die Bundes-
dienstwohnungen festgesetzten Kostensätzen richtet; die 
Kostensätze werden vom Finanzministerium bekanntge-
geben.

(2) Beginnt oder endet das Dienstwohnungsverhältnis 
während des Abrechnungszeitraumes, so sind für jeden 
vollen Monat des angebrochenen Abrechnungszeitrau-
mes folgende Prozentsätze des endgültigen Heizkosten-
beitrages zu entrichten:

Monat Prozentsatz

Januar 18,1

Februar 15,6

März 13,7

April 9,4

Mai 2,1

Juni 1,1

Juli 0,3

August 0,3

September 0,7

Oktober 9,0

November 13,0

Dezember 16,7

Für Teile eines Monats beträgt der Heizkostenbeitrag 
täglich ein Dreißigstel des Monatsbetrages.

(3) Bei der Berechnung des Heizkostenbeitrages ist von 
der tatsächlich beheizbaren, höchstens jedoch von fol-
gender Wohnfl äche auszugehen:

Stufe bei Beamtinnen und Beamten der 
Besoldungsgruppen

Wohnfl äche
qm

1 B 9 bis B 11, R 9, R 10 180
2 A 16, B 2 bis B 8, C 4, W 3, R 2 bis R 8 150
3 A 11 bis A 15, B 1, C 1 bis C 3, W 1 

bis W 2, R 1
120

4 A 6 bis A 10 80
5 A 1 bis A 5 60

(4) Der Heizkostenbeitrag ist nach den Absätzen 1 bis 3 
auch dann zu berechnen, wenn die Dienstwohnungsinha-
berin oder der Dienstwohnungsinhaber die Sammelhei-
zung aus persönlichen Gründen zeitweilig nicht oder nur 
in geringem Umfang in Anspruch nimmt.

(5) Wird das in einer Dienstwohnung benötigte Warm-
wasser durch eine auch zur Heizung von Diensträumen 
dienende zentrale Heizungsanlage oder durch eine 
besondere Heizanlage erzeugt, die zugleich Warmwasser 
für dienstliche Zwecke bereitet, und ist eine messtechni-
sche Einrichtung zur Erfassung des Warmwasserver-

.

.
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brauchs nicht vorhanden, so hat die Dienstwohnungsin-
haberin oder der Dienstwohnungsinhaber für die 
Erwärmung des Wasser eine monatliche Kostenpauschale 
in Höhe von 1,83 Prozent der jährlichen Heizkostenpau-
schale nach Absatz 1 zu entrichten.

§ 11
Sonstige Entgelte

Garagen, Carports oder weitere Flächen zur privaten 
Nutzung dürfen der Dienstwohnungsinhaberin oder dem 
Dienstwohnungsinhaber nur gegen Zahlung der ortsüb-
lichen Miete oder Pacht zur Verfügung gestellt werden.

§ 12
Anrechnung der Dienstwohnungsvergütung und 

der Betriebskosten

(1) Die Dienstwohnungsvergütung, die Betriebskosten 
und die sonstigen Entgelte sind in monatlichen Teilbe-
trägen von den Dienstbezügen einzubehalten.

(2) Können monatliche Teilbeträge nicht einbehalten 
werden, weil kein Anspruch auf Dienstbezüge besteht, 
sind von der Dienstwohnungsinhaberin oder dem Dienst-
wohnungsinhaber monatliche Beträge in gleicher Höhe 
zu zahlen.

§ 13
Ende des Dienstwohnungsverhältnisses

(1) Das Dienstwohnungsverhältnis endet mit der Zurru-
hesetzung, dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis, 
der Beurlaubung sowie der Aufhebung oder dem Erlö-
schen der Zuweisung.

(2) Wird die Wohnung nach dem Ende des Dienstwoh-
nungsverhältnisses weiter genutzt, ist ab dem Beginn des 
vierten Kalendermonats ein Nutzungsentgelt in ortsübli-
cher Höhe (§ 4 Absatz 1) zuzüglich der Betriebskosten 
(§ 9) zu zahlen.

Teil 3
Schlussvorschriften

§ 14
Härtefallregelung

In begründeten Einzelfällen, insbesondere Härtefällen, 
kann die oberste Dienstbehörde auf Ersuchen der auf-
sichtführenden Behörde Vergütungs- und Entgeltzah-
lungspfl ichten mindern, Räumungsfristen gewähren oder 
verlängern oder sonstige Ausnahmen zu den Regelungen 
dieser Verordnung zulassen.

§ 15
Zuständige Stellen für Dienstwohnungen
der Gemeinden und Gemeindeverbände

Entscheidungen, die nach dieser Verordnung der obersten 
Dienstbehörde oder der aufsichtführenden Behörde vor-
behalten sind, treffen für die Dienstwohnungsinhaberin-
nen oder Dienstwohnungsinhaber der Gemeinden und 
Gemeindeverbände die nach den Vorschriften des kom-
munalen Verfassungsrechts zuständigen Stellen.

§ 16
Anwendung der Verordnung auf 

die Richterinnen und Richter

Diese Verordnung gilt für die Richterinnen und Richter 
des Landes entsprechend.

§ 17
Übergangsregelung

Erhöht sich die bisher gezahlte Dienstwohnungsvergü-
tung auf Grund der Berechnung gemäß § 8 Absatz 3, ist 
der Differenzbetrag für die ersten sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Dienstwohnungsin-
haberin oder dem Dienstwohnungsinhaber nur zur 
Hälfte zu zahlen.

§ 18
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. Zum 
gleichen Zeitpunkt tritt die Dienstwohnungsverordnung 
vom 9. November 1965 (GV. NRW. 1966 S. 48) außer 
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 außer Kraft.

Düsseldorf, den 3. Mai 2012

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2012 S. 202
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